
Nachschlagewerk: ja 
Amtliche Sammlung: ja

ZPO § 547 Abs< 1; EheG § 48 Abs. 2
Falle die Revision nach § 547 Abs. 1 ZPO deswegen zulässig 
ist, weil das Oberlandesgericht die Klage abgewiesen hat, 
da der der Scheidung widersprechende Beklagte sich noch 
an die Ehe gebunden fühlt und bereit ist, die Ehe fortzu­
setzen, hot das Revisionsgericht auch nachzuprüfen, öb 
die fcstgcstollte unheilbare Zerrüttung der Ehe von dem 
die Scheidung begehrenden Ehegatten allein oder überwie­
gend verschuldet worden ist.

EheG § 48 Abs. 2
Eine vor der Erhebung der Scheidungsklage von dem beklagten 
Ehegatten erklärte Einwilligung in die Scheidung kann eine 
tatoächliche Vermutung dafür begründen, daß er oicK“nicht 
mehr an die Ehe gebunden fühlt.

BGH, Urt. v. 24. Oktober 1962 - IV ZR 28/62
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Verkündet
am 24. Oktober 1962

Justizangestellter
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In Sachen
des Maschinenarbeiters Georg M 

lorst fB,
in W(

Klägers Und Revieionsklägoro., 
-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen.

seine Ehefrau Justine M CflHi, R
geb. Tflfe in 
(Rumänien),

Beklagte und Revisionaboklagto, 
-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 17- Oktober 1962 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Ascher und 4er Bundesrichter Raske, 
Johannsen, Wüstenberg und Br. Loewenheim
für Recht erkannt:

Bas Urteil des 1. Zivilsenats des Oberland.es- 
gerichts in Celle vom 11. Dezember 1961 wird 
aufgehoben. Der Rechtsstreit wird zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die Kosten der Revision, an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Die Parteien haben am A  Kärz 1936 in BtflB (Rumänien) 
geheiratet. Der Kläger ist deutscher Staatsangehöriger. Er 
war zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung vor dem 
Berufungsgericht 53 Jahre alt, die Beklagte war damals 
47 Jahre alt. Sie besitzt die rumänische Staatsangehörig­
keit. Aus der She sind drei Kinder im Alter von jetzt 
24, 23 und 18 Jahren hervorgegangen. Der Kläger war be­
reits einmal verheiratet. Aus der ersten Ehe stammt ein 
jetzt 29-jähriger Sohn, der sich bei der Beklagten auf- 
hält. Der letzte eheliche Verkehr hat im September 1943 
stattgefunden. Seit dieser Zeit sind die Parteien nicht 
wieder zusammengekommen.

Der Kläger war bei der deutschen Wehrmacht einge­
setzt und kam 1945 nach Westdeutschland. Seit 1947 ist 
er in ansässig und lebt mit einer anderen Prau
zusammen, mit der er zwei Kinder im Alter von 8 und 12 
Jahren gezeugt hat. Die Beklagte kam mit einem Transport 
1944 nach Rußland und kehrte 1948 nach BflB zurück. Dort 
lebt sie noch heute zusammen mit ihren Kindern. Der Klä­
ger hatte bereits im Jahre 1950 um das Armenrecht für 
eine Ehescheidungsklage naohgesucht. Das Armenrecht ist 
ihm damals versagt worden. Er begehrt nunmehr erneut die 
Scheidung der Ehe aus § 48 EheG, hilfsweisc aus § 43 EheG.

Zur Begründung seines Begehrens hat er vorgetragen: 
Die Scheidung sei auf Grund der seit über drei Jahren wäh­
renden Trennung und der Zerrüttung des ehelichen Ver­
hältnisses begründet. Wie sich aus mehreren Briefen der 
Beklagten ergebe, habe diese jede eheliche Gesinnung ver­
loren. Sie habe selbst erklärt, keinen Widerspruch er­
heben zu wollen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-3-

Hilf»weise macht der Kläger geltend» daß die Be­
klagte ehebrecherische und ehewidrige Beziehungen zu 
anderen Männern unterhalten habe und noch unterhalte.

Der Kläger hat beantragt» die Ehe der Parteien 
zu scheiden, hilfsweise, die Ehe der Parteien aus dem 
Verschulden der Beklagten zu scheiden.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen, 
hilfsv/eise, den Kläger für schuldig zu erklären.

Die Beklagte hat der Scheidung widersprochen. Sie 
hat darauf hingewiesen, daß die Kinder der Parteien noch 
unterhaltsbedürftig seien und auch ihr eigener Unterhalt 
gefährdet sei, wenn die Ehe geschieden würde.

Das Landgericht hat die Ehe der Parteien nach 
§ 48 EheG geschieden und den Kläger für schuldig an der 
Scheidung erklärt.

Die Beklagte hat Berufung eingelegt mit dem Antrag, 
das angefochtene Urteil zu ändern, die Klage abzuweisen, 
hilfsweise, den Kläger für schuldig an der Scheidung zu 
erklären.

Der Kläger hat Ans.:lußberufung eingelegt. Er hat 
beantragt, die Berufung zurückzuweioen, hilfswoise, auf 
die Anochlußberufung die Ehe der Parteien wogen Verschul­
dens der Beklagten zu scheiden.

Zur Begründung der Anschlußberufung hat er vorge­
tragen: Die Beklagte habe mit einem Mann namens 
mit dem sie in einer Lederfabrik zunammengearbeitet habe, 
ein ehebrecherisches Verhältnis unterhalten, desgleichen 
mit Johann Auf der Pahrt nach Rußland habe 3ic in
Jahre 1944 nach ihrer eigenen Angabe mit Daniel K M l  
zusammengeschlafen. Die Beklagte habe auch in den Briefen
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an den Kläger diesen beleidigt und gekränkt, indem sie 
geschrieben habe, sie wäre froh gewesen, wenn sie den 
Kläger überhaupt nicht geheiratet und ihm nicht die 
Kinder geboren hätte. Im übrigen habe sie zu früheren 
Dorfbewohnern, die sie in letzter Zeit in besucht
hätten, geäußert, sie wolle den Kläger sofort freigeben, 
wenn er nach Hause kommen würde. Eine derartige "Bedin­
gung" sei aber "unsittlich". Denn die Beklagte wiese 
genau, daß der Kläger aus bestimmten Gründen nicht zu­
rückkehren könne. Noch im September 1959 habe sic er­
klärt, sie habe von der ganzen Scheidung die Nase voll 
und wolle damit nichts mehr zu tun haben« sie lege dem 
Kläger hinsichtlich der Scheidung nichts mehr in den 
Weg.

Die Beklagte hat die Behauptungen des Klägers be­
stritten und beantragt, die Anschlußberufung surückzu- 
weieen. , .

Das Berufungsgericht hat das Urteil des Landgerichts 
geändert und die Klage abgewiesen. Dieses Urteil ist dem 
Kläger am 6. Januar 1962 von Amts wegen zugestellt worden.

Der Kläger hat Revision eingelegt mit dem Anträge, 
das Urteil des Berufungsgerichts aufzuheben und die Beru- • 
fung gegen das Urteil des Landgerichts zurückzuweisen.
Die Beklagte hat gebeten, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgrund e:

1. Die Revision ist nach § 547 Abs. 1 ZPO zulässig, 
da das am 11. Dezember 1961 verkündete Urteil dom Kläger 
erst am 6. Januar 1962 zugestellt und daher erst nach dem 
Inkrafttreten des Familienrechtaünderungsgosotzoo rechts­
kräftig gev/orden ist (vgl. das zur Veröffentlichung be­
stimmte Urteil vom 13. Juli 1962 IV ZR 43/62).
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Die Revision ist allein nach § 547 Abs. 1 ZPO 
zulässig. Sie rügt zunächst, das Berufungsgericht habe 
zu Unrecht angenommen, der Kläger habe die Zerrüttung der 
Ehe ganz oder überwiegend verschuldet. Auch bei der nur 
nach § 547 Abs. 1 ZPO zulässigen Revision ist die Fest» 
Stellung* ob die vom Berufungsgericht angenommene un­
heilbare Zerrüttung der Ehe von dem klagenden Ehegatten 
ganz oder überwiegend verschuldet ist, im Revisionsrcchts- 
zug nachzuprüfen. Das Revisionsgericht ist an die dahin­
gehenden rechtlichen Erwägungen des Berufungsgerichts 
nicht gebunden. Der Vertreter des BundesJustizministeriums 
Ministerialrat Dr. M a ^ ^ B H  hat zwar in der 153« Sitzung 
des Rechtsausschusses am 9* Juni 1961 im Zusammenhang mit 
dem Entwurf dieser Vorschrift ausgeführt, der Bundesge­
richtshof solle nicht mehr nachprüfen, ob eine Zerrüttung 
Vorgelegen habe und ob der Ehegatte, der die Klage erhebe, 
ganz oder überwiegend die Zerrüttung verschuldet habe. Hit 
der angeregten Formulierung: "Ohne Zulassung findet die 
Revision statt, insoweit es sich bei einer auf § 48 des 
Ehegesetzes gestützten Klage darum handelt ..." sei 
sichergestellt, daß die Frage der Zerrüttung nicht mehr 
in der Revision nachgeprüft werden könne. Etwas proble­
matisch sei, ob das Verschulden nachgoprüft werden könne. 
Das BundosJustizministerium hat, wie die Ausführungen des 
Ministerialrats Dr. ergeben, angenommen, daß
auch im Hinblick auf die nunmehr geltende Fassung des 
§ 48 Abs 2 Ehegesetzes die Gesotz gewordene Fassung des 
§ 547 Abs. 1 ZPO eine Rachprüfung des Verschuldens an 
der Zerrüttung ausschließe. Die Vertreter des Rechtsaus­
schusses, insbesondere die Abgeordnete Dr. SchflHHBB, 
aber auch der Abgeordnete Dr. Arflg^ sind den Ausführungen 
des Ministerialrats Dr. M a ^ ^ m  entgegengetreten. Im Er­
gebnis dürfte die Mehrheit der Meinung gewesen sein, daß 
zwar bei der nach § 547 Abs. 1 ZPO zulässigen Revision



- 6 -

nicht der gesamte Tatbestand des § 48 Ehegesetz vom Revi­
sionsgericht nachzuprüfen sei, daß aber der Rechtsprechung 
überlassen bleiben müßte, zu entscheiden,' inwieweit diese 
Gesetzesbestimmung im Hevisionsrechtszug überprüfbar,sei 
(vgl. Stenographische Sitzungsniederschrift der 153. Sitzung 
des Rechtsausschusses am 9» Juni 1961 - 3. Wahlperiode des 
Bundestages -). Im schriftlichen Bericht des Rechtoaus- 
schusses (Bundestagsdrucksache 3. Wahlperiode Nr. 2S12 
S. 9) wird als Zweck des neuen § 547 Abs. 1 ZPO angege­
ben, es solle dadurch die Einheitlichkeit der Recht­
sprechung zu § 48 Ehegesets sichergestellt werden.

Hieraus ergibt sich, daß das Urteil eines Ober­
landesgerichts, das eine Ehescheidung nach § 48 Ehegesetz 
zum Gegenstand hat, wenn die Revision allein nach § 547 
Abs. 1 ZPO zulässig ist, nicht in demselben Umfang nach­
prüfbar ist, als wenn die Revision zugelassen und in 
vollem Umfange zulässig wäre. Im Gegensatz zu der von dem 
Vertreter des Bundesjuotisministeriums im Rechtsausschuß 
des Bundestages vertretenen Ansicht muß das Revisionsge­
richt jedoch auch prüfen, ob die von dem Berufungsgericht 
festgestellte unheilbare Zerrüttung der Ehe von dom die 
Scheidung begehrenden Ehegatten ganz oder überwiegend 
verschuldet ist. Nach § 547 Abs. 1 ZPO ist die Revision 
ohne Zulassung statthaft, insoweit es sich darum handelt, 
ob der Widerspruch des beklagten Ehegatten zu beachten ist. 
Das hängt aber in erster Linie davon ab, ob der die Schei­
dung begehrende Ehegatte dio Zerrüttung der Eho ganz oder 
überwiegend verschuldet hat. Trifft da3 zu, dann ist der 
Widerspruch grundsätzlich zu beachten. Er ist nur unbe­
achtlich, wenn ausnahmsweise dem widersprechenden Ehe­
gatten die Bindung an dio Ehe und eine zumutbare Bereit­
schaft fehlen, die Ehe fortsusotzen. § 547 Abs. 1 ZPO 
enthält nichts dafür, daß die Revision nur zulässig ist, 
damit das Revisionsgericht prüfen kann, ob dieser Auo- 
nahmefall gegeben ist.
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2. Das angefochtene Urteil muß aufgehoben werden, 
da das Berufungsgericht bei der Entscheidung der Frage, 
ob der die Scheidung begehrende Ehegatte die unheilbare 
Zerrüttung der Ehe allein oder überwiegend verschuldet 
hat, nicht alle in Betracht kommenden rechtlichen Ge­
sichtspunkte berücksichtigt hat. Der Senat hat in dem 
in NJW 1962* 913 veröffentlichten Urteil ausgeführt, 
die unheilbare Zerrüttung einer Ehe* die zunächst von 
einem Ehegatten allein verschuldet worden sei, brauche 
in einem späteren Zeitpunkt nicht*mehr als von diesem 
Ehegatten allein oder überwiegend verschuldet angesehen 
zu werden, wenn durch später eingetretene schicksalemäßig 
bedingte Umstände eine Wiederaufnahme der ehelichen Ge­
meinschaft unmöglich gemacht worden sei und auch für die 
Zukunft ausgeschlossen erscheine.

Selbst wenn, wie es das Berufungsgericht festge­
stellt hat, die unheilbare Zerrüttung der Ehe der Parteien 
zunächst dadurch verursacht worden ist* daß dor Kläger 
sich bereits im Jahre 1947 einer anderen Frau zuwandte, 
die ihm zwei Kinder geboren hat, ist cs doch möglich, 
daß mit Rücksicht auf andere Umstände die jetzt bestehende 
unheilbare Zerrüttung der Ehe nicht mehr als von dem Klä­
ger allein oder überwiegend verschuldet anzuschcn ist. 
Diese Möglichkeit besteht jedenfalls dann,wenn, wie der 
Senat es in dem zur Veröffentlichung bestimmten Urteil 
vom 14. März 1962 - IV ZR 219/61 - ausgeführt hat, es 
nicht auf einem Verschulden des Klägers beruht* daß die 
Parteien nach dem Kriege nicht wieder zusammen kommen 
konnten, und wenn es auoh jetzt noch ausgeschlossen er­
scheint, daß sie wieder zusammenfinden werden. Die von 
dem Kläger nicht verschuldete langjährige Trennung der 
Parteien in Verbindung mit der Erkenntnis, daß ein ehe­
liches Zusammenleben auch in der Zukunft nicht mehr mög­
lich sein wird, kann dann so viel Gewicht haben* daß es 
dem Kläger nicht mehr als so schweres Verschulden zuge­
rechnet werden kann, wenn er auch jetzt noch in seiner



ehefeindlichen Einstellung beharrt. Die jetzt bestehende 
unheilbare Zerrüttung der Ehe wäre dann in der Hauptsache 
auf die schicksalsmäßig bedingten Umstände zurückzufüh­
ren. Der Kläger hätte diese Zerrüttung dann nicht allein 
oder überwiegend verschuldet.

Um die hiernach erforderlichen Feststellungen 
treffen zu können, v/ird das Berufungsgericht auf Grund 
der erneuten mündlichen Verhandlung feststellen müssen, 
worauf es beruht, daß die Parteien, nachdem die Beklagte 
aus Rußland zurückgekehrt war, nicht wieder zusammenfan­
den. In erster Linie wird zu prüfen sein, ob dem Kläger 
zuzumuten war, in seine Heimat zurückzukehren. Sollte das 
mit Rücksicht darauf, daß er auf deutscher Seite am 
Kriege teilgenommen hat, nicht möglich sein, wird zu 
prüfen sein, warum die Beklagte nicht zu ihm nach Deutsch­
land gekommen ist. Hierbei ist zu beachten, daß eine Ehe­
frau, die erkennt, daß ihr Ehemann in seine Heimat nicht 
zurückkehren kann, alles in ihren Kräften Stehende und ihr 
Zumutbare tun muß, um zu ihm zu gelangen. Es wird daher 
zu prüfen sein, ob die Beklagte dem Kläger erklärt hat, 
daß sie bereit sei, ihm nach Deutschland zu folgen. Sollte 
sie das nicht getan haben, dann v/ird zu klären sein, warum 
sie hiervon abgesehen hat.

Palls die Parteien getrennt blieben, weil der Kläger 
sich inzwischen einer anderen Frau zugewandt hatte und die 
Beklagte nicht mehr bei sich aufnohmen wollte, v/ird es 
darauf ankommen, ob ein Zusammenleben der Parteien mög­
lich gewesen wäre, wenn der Kläger eine andere Einstel­
lung zu der Beklagten gehabt hätte.

Schließlich kann zu prüfen sein, ob es den Parteien 
heute, wenn sie beide den Tfillcn dazu hätten, möglich 
wäre, wieder zusammenzukommen.
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Da das angefochtene Urteil bereits aus diesem 
Grunde aufgehoben werden mußte, braucht nicht geprüft 
su werden, ob die in diesem Zusammenhang weiter erho­
benen Bügen der Revision durchgreifen.

Sollte das Berufungsgericht auf Grund der erneu­
ten Verhandlung wiederum zu dem Ergebnis kommen, daß die 
Beklagte der Scheidung widersprechen kann, dann ist nach 
den jetzt geltenden Recht festzustellen, ob sie sich noch 
innerlich an ihre Ehe gebunden fühlt und ob sie bereit 
wäre, mit dem Kläger in Deutschland die Ehe fortzusetzen, 
wenn er seihe Beziehungen zu der anderen Frau aufgeben 
würde. Hierbei ist zu beachten, daß die Parteien nur 
sieben Jahre als Eheleute haben zusammen leben können 
und daß sie nunmehr seit fast 20 Jahren getrennt leben. 
Unter diesen Umständen muß besonders sorgfältig geprüft 
werden, ob. der beklagte Ehegatte.sich noch an die Ehe ge­
bunden fühlt. Dabei ist zu beachten, daß die Beklagte dem 
Kläger in Briefen und auch Dritten gegenüber wiederholt 
erklärt hat, sie sei bereit, ihren Mann, den Kläger, frei­
zugeben. Es ist nicht ausgeschlossen, daß sie sich in 
ihrer Heimat einen neuen Lebensbereich geschaffen hat, 
in dem sie so aufgeht und in dem sie einen solchen Halt 
und eine solche Stütze findet, daß auch für sie ihre frühe­
re Ehe in Wahrheit bedeutungslos geworden ist. Falls die 
Beklagte ihre Bindung an die Ehe verloren haben sollte, 
ist es unerheblich, welche Gründe dafür ursächlich ge­
wesen sind. Auch wenn die Enttäuschungen, die sie in 
ihrer Ehe durch ein schuldhaftes Verhalten des Klägers 
erlitten haben mag, entscheidend dazu beigetragen haben, 
daß auch sie sich nicht mehr an ihre Ehe gebunden fühlt, 
wäre die Ehe trotz ihres Widerspruchs zu scheiden. Sie 
darf im Falle des § 48 Abs. 2 EheG nur dann nicht gegen 
ihren Widerspruch geschieden werden, wenn die Beklagte 
sich auch tatsächlich innerlich noch an ihre Ehe gebunden 
fühlt.
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Da ß die Beklagte sich nicht mehr an die Ehe gebun­
den fühlt, hat an sich der Kläger zu beweisen. Es ist in 
der Regel schwierig, gegenüber der gegenteiligen Behaup­
tung des beklagten Gatten diesen Beweis zu führen. Des­
wegen muß das Gericht jedenfalls in den Fällen, in denen 
der beklagte Ehegatte in früherer Zeit seine Einwilligung 
zu einer Scheidung erklärt hat, prüfen, ob nach den ge­
samten Umständen des Falles diese Erklärung tatsächlich 
vermuten läßt, daß der Ehegatte sich nicht mohr an die 
Ehe gebunden fühlt, 30 daß es nunmehr seine Aufgabe ist, 
diese Vermutung zu entkräften«

Ascher Raske Johannsen Wüstenberg Dr.Loewenheim


